NACHKRIEGSSITUATION IN EUROPA
Aufgrund der 14 Punkte („Demokratische Weltrevolution“) des US-Präsidenten Woodrow Wilson vom 8. Januar 1918, in denen die Gründung einer Weltorganisation avisiert war, wurde am 28. April 1919 die Satzung des Völkerbundes durch die Vollversammlung der Versailler Konferenz angenommen. Durch die Unterzeichnung der aus 26 Artikeln bestehenden Satzung, wurde er Bestandteil des Versailler Vertrags. Der Völkerbund nahm im Januar 1920 seine Tätigkeit in Genf auf. Im November desselben Jahres trat die Völkerbundversammlung zum ersten Mal zusammen. 

Die Völkerbundversammlung tagte einmal jährlich, jedes Mitglied hatte eine Stimme. Der Völkerbundrat bestand aus 4 – 6 ständigen – Großbritannien, Frankreich, Italien (bis 1937), Japan, Deutschland (1926 – 1933), Sowjetunion (ab 1934) – und später aus 9 nichtständigen Mitgliedern und musste einstimmig beschließen. Sein Ständiges Generalsekretariat residierte in Genf. Dem Völkerbund entsprachen zwei weitere internationale Organisationen: der Haager Ständige Internationale Gerichtshof (gegründet im September 1922 mit dem Sitz in Den Haag, Schiedsspruch bei Streitigkeiten) und die Internationale Arbeitsorganisation (festgelegt 1919 im Friedensvertrag von Versailles, ihr Büro: das Internationale Arbeitsamt sitzt in Genf, Arbeitsgesetzgebung).

Die Aufgaben des Völkerbundes waren:

1) Verpflichtung zur friedlichen Lösung aller Streitigkeiten. Bei Nichteinigung musste man zur Einstimmigkeit gelangen, die betroffenen zerstrittenen Parteien durften nicht stimmen);

2) Beteiligung bei der Durchführung der Friedensverträge;

3) Beteiligung beim Schutz der nationalen Minderheiten;

4) Beteiligung bei der wirtschaftlichen Hilfe für einige Länder;

5) Beteiligung bei der Flüchtlingshilfe.

1928 verabschiedete der Völkerbund den Briand-Kallogg-Pakt, der in Paris unterzeichnet war und Krieg als Mittel zur Lösung zwischenstaatlicher Streitigkeiten ablehnte. Der Pakt unterzeichneten Vertreter der 15 Nationen).

